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Gemeinde: Schönwalde 
Bebauungsplan: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 32 und der 27. Flächennutzungsplanän-
derung  
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216/Milchstraße - Solarpark III - 
Ihr Schreiben vom 4.3.2026 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu den Planungen wurden nachstehende Fachbehörden des Kreises beteiligt: 
 

• Bauleitplanung 

• Boden,- Grundwasser- und Gewässerschutz 

• Abfall 

• Naturschutz 

• Bauordnung einschließlich Brandschutz 

• Straßenverkehr 

• Kreisjägerschaft 
 

 
Nachfolgend aufgeführte Fachdienste bitten um Berücksichtigung ihrer Belange: 
 
 

Bauleitplanung 
Äußerung nach § 4 Abs. 1 BauGB (Frühzeitige Behördenbeteiligung) 
Der Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts, der einen besonderen Teil der Begrün-
dung bildet, ist entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB vorzunehmen. Dabei sind 
die Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter in Form einer Checkliste abzuarbeiten.  
 
Ortsplanung und Planungsrecht 
Ich weise darauf hin, dass die Festsetzungen zur Gebäudehöhe nicht hinreichend bestimmt sind, 
weil es an einem unveränderlichen unteren Bezugspunkt fehlt.   
 
Um dem Bestimmtheitsgebot hinsichtlich der Festsetzung eines unteren Bezugspunkts zu genü-
gen, kann eine Höhenfestsetzung auf Bezugspunkte im Geltungsbereich des Bebauungsplans ab-
stellen, die bestimmt oder bestimmbar sind, z.B. die Festsetzung der Höhenlage eines bestimmten 
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Punkts oder einer vorhandenen Verkehrsfläche als unterer Bezugspunkt, wenn eine erhebliche 
Veränderung dieses Punkts nicht zu erwarten ist. Diese Anforderungen sind nicht erfüllt. 

 

Gewässerschutz 

Um das Vorhaben im Bereich der Gemeinde Schönwalde a. B. planungsrechtlich zu ermöglichen, 
sind aus wasserrechtlicher Sicht nachstehende Hinweise zu beachten. 
 

a) Niederschlagswasser 
Die Errichtung der Photovoltaik-Freiflächenanlage führt zu einer zusätzlichen Versiegelung im 
Plangebiet. Das anfallende Niederschlagswasser ist schadlos zu beseitigen.  
 
Es ist davon auszugehen, dass insb. bei Hanglagen und schweren Böden höhere Oberflächenab-
flüsse auftreten, die zurückgehalten, eingeleitet oder versickert werden müssen. In diesen Berei-
chen sind beispielsweise am unteren Ende der Photovoltaikanlagen Mulden- bzw. Muldenrigolen-
anlagen vorzusehen, um eine Abflussverschärfung zu verhindern. Für die Planung, Bau und Be-
trieb von Versickerungsanlagen ist das Arbeitsblatt der DWA-A 138-1 heranzuziehen. 
 

b) Oberirdische Gewässer 
Durch das überplante Gebiet verläuft das Gewässer 1.10 des Wasser- und Bodenverbandes Neu-
städter Binnenwasser. 
 

Lt. Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Neustädter Binnenwasser ist bei offenen Gewäs-
sern beidseitig von der Böschungsoberkante ein Abstand von sechs Metern einzuhalten und bei 
Gewässern beidseitig der Rohrleitungsachse ein sechs Meter breiter Verfügungsstreifen für die 
Unterhaltungsarbeiten durchgängig von jeglicher Bebauung, Befestigung und Anpflanzungen frei-
zuhalten. 
 

Falls Überwegungen über Gewässer notwendig sein sollten, so ist deren Ausführung im Zuge des 
notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens gem. § 23 Landeswassergesetz - LWG 
- im Vorwege mit der unteren Wasserbehörde abzustimmen. Hier ist vorrangig die Durchgängigkeit 
des Gewässers zu gewährleisten. 
 

Erforderliche Gewässerkreuzungen mit Versorgungsleitungen bedürfen nach § 23 LWG der was-
serrechtlichen Genehmigung. 

 
Bodenschutz 

Im Kapitel 8.1 des Vorentwurfs der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 32 und zur 27. Flächen-
nutzungsplanänderung der Gemeinde Schönwalde“ aus Juli 2025 werden bereits viele Punkte ge-
nannt, um den Vorsorgegrundsätzen nach §§ 1,4 und 7 des BBodSchG nachzukommen. Diese 
sind zu beachten und entsprechend umzusetzen.  
 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bitte zusätzlich um die Aufnahme folgender Punkte: 
 

- Für die Bau- und Rückbauphase ist eine bodenkundliche Baubegleitung gemäß DIN 19639 
zu beauftragen. Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person muss über 
die notwendige Sach- und Fachkunde verfügen und diese nachweisen. 

- Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person ist der unteren Bodenschutz-
behörde vor Beginn der Bauphase zu nennen. 

- Die bodenkundliche Baubegleitung muss der unteren Bodenschutzbehörde im 14-tägigen 
Rhythmus Bericht erstatten. 

- Vorab sind unter Beachtung der DIN 19639 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
zum Verlust der Bodenfunktionen zu beschreiben (Bodenschutzkonzept) und mit der unteren 
Bodenschutzbehörde abzustimmen. 

- Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage vollständig zurückzubauen und die Fläche 
zu entsiegeln. (§ 35 Abs. 5 BauGB). Zuwegungen und Kabeltrassen sind, soweit sie keine an-
dere Verwendung außerhalb der zurückzubauenden FFA haben, vollständig zurückzubauen. 
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Baustoffe, -abfälle, sonstige Verunreinigungen und auf/ in den Boden eingebrachte, standort-
fremde Materialien sind vollständig zu entfernen. Auf allen zurückgebauten Flächen sind Ver-
dichtungen im Untergrund zu lockern, sobald dies die aktuelle Bodenfeuchte zulässt. 

- Bei der Wiederherstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht zur Wiederherstellung der 
Bodenfunktionen sind die §§ 6-7 der Bundes-Bodenschutzverordnung zu beachten. Es ist eine 
Zwischenbewirtschaftung mit einer Zwischenbegrünung vorzusehen, deren Ansaatmischung 
verschiedene tiefwurzelnde Arten enthält.  

Bei einer Folgenutzung als Ackerland ist für eine Dauerbegrünung zu sorgen (bspw. den Ein-
satz von Zwischenfrüchten oder Untersaaten). 

- Die Arbeitshilfe der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) „Bodenschutz bei 
Standortauswahl, Bau, Betrieb und Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und So-
larthermie“ soll grundsätzlich Anwendung finden. 

 

Altablagerungen oder Altstandorte sind nicht bekannt.      

Grundwasserschutz 

Aus Sicht des Grundwasserschutzes gibt es keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorha-
ben, wenn folgende Punkte eingehalten werden: 

- Im gesamten Plangebiet ist eine Gründung der Solarmodule mit verzinkten Stahlprofilen aus 
Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes nur zulässig, wenn vor Baubeginn fachgut-
achterlich nachgewiesen wird, dass sich der höchst anzunehmende Grundwasserstand unter-
halb der Gründungsebene der Solarmodule bzw. Zaunanlage befindet. Der Nachweis ist der 
unteren Wasserbehörde vor Baubeginn vorzulegen. Alternativ sind andere Gründungsmateria-
lien zu verwenden (z. B. unverzinkter Stahl, Edelstahl, Aluminium). Gleiches gilt für die Grün-
dung der Zaunanlage. 

- Sollte einer Wasserhaltung mit temporärer Grundwasserabsenkung bzw. Ableitung von Bau-
grubenwasser für z. B. Trafohäuschen erforderlich sein, bedarf dies einer separaten wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Die wasserrechtliche Erlaubnis für Grundwasserabsenkung und die not-
wendige Ableitung des geförderten Grundwassers oder Schichten- und Baugrubenwassers 
sind zwingend ein Monat vor Beginn der Baumaßnahmen bei der Unteren Wasserbehörde zu 
beantragen. Der Umfang der Antragsunterlagen ist vorab mit der unteren Wasserbehörde ab-
zustimmen. Ob eine erlaubnispflichtige Benutzung gemäß § 9 WHG in Verbindung mit §11 
LWG oder ein Gemeingebrauch nach § 18 LWG vorliegt, entscheidet die zuständige Untere 
Wasserbehörde nach Vorlage der von ihr geforderten Unterlagen. 

Abfall 
Zu der BLP der Gemeinde Schönwalde B-Plan 32 bestehen keine Bedenken. 
 

Alle anfallenden Abfälle, auch diejenigen welche während der Baumaßnahmen anfallen, sind ge-
mäß den abfallrechtlichen Maßgaben und unter Berücksichtigung der Satzung des ZVO über die 
Entsorgung von Abfällen im Kreis Ostholstein, einer fachgerechten Entsorgung zuzuführen. 

 
Naturschutz 
Zur vorliegenden Planung wird aus naturschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht folgende Stel- 
lungnahme abgegeben:  
 
Landschaftsplanung 
Aufgrund der umfangreichen Überplanung (26 ha) und der weiteren geplanten Solarparks in der 
Gemeinde Schönwalde wird eine Fortschreibung des Landschaftsplanes notwendig. Gemäß § 9 
Abs. 4 BNatSchG sind Landschaftspläne fortzuschreiben, sobald und soweit dies im Hinblick auf 
Erfordernisse und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, insbe-
sondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, 
vorgesehen oder zu erwarten sind. Dieses ist mit der Überplanung von 2,5% des Gemeindegebie-
tes mit Freiflächenphotovoltaikanlegen der Fall. Die Fortschreibung kann als sachlicher oder 
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räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die Fortschreibung begründen, sachlich 
oder räumlich begrenzt sind.  
 
Landschaftspläne 
Die Landschaftspläne enthalten für die raumplanerische Ebene „Flächennutzungsplan“ die örtlich 
konkretisierten Ziele des Naturschutzes (§ 1 BNatSchG). 
Gemäß § 9 Abs. 4 BNatSchG sind die Landschaftspläne fortzuschreiben, sobald und soweit dies 
im Hinblick auf Erfordernisse und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 4 erfor-
derlich ist, insbesondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungs-
raum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. Die Fortschreibung kann als sachlicher oder 
räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die Fortschreibung begründen, sachlich 
oder räumlich begrenzt sind. Dieses ist hier der Fall und eine Forstschreibung wird erforderlich. 
Deshalb sind die Landschaftspläne bei der Aufstellung oder Änderung von F-Plänen zu berück-
sichtigen. D.h., die planende Gemeinde hat sich mit den vor ihr erkannten Erfordernissen und 
Maßnahmen zur Naturschutzzielerreichung qualifiziert auseinanderzusetzen und sowie möglich zu 
berücksichtigen. 
 

Ich verweise auf die gesetzliche Vorgabe zur Fortschreibung von Landschaftsplänen (§ 11 
BNatSchG). Eine Fortschreibung ist dann erforderlich, wenn wesentliche Veränderungen von Na-
tur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind (§ 11 (2) 
BNatSchG). Der Tatbestand „wesentliche Veränderung“ greift unabhängig davon, ob diese auch 
tatsächlich zu einer wesentlichen Verschlechterung für Natur und Landschaft führen würde. Bei F-
Plan-Änderungen ist regelmäßig davon auszugehen, dass zumindest in dem hiervon betroffenen 
Gebiet eine Fortschreibung des Landschaftsplans erforderlich wird. Der Zweck des Landschafts-
plans als prognostisch-planerisches Instrument muss grundsätzlich gewahrt bleiben. 
 
Landschaftsrahmenplan 
Die Planung befindet sich in einem Gebiet, dass die fachlichen Voraussetzungen für die Unter-
schutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet 
(LSG) erfüllt.  
Bisher war eine solche Ausweisung nicht erforderlich, da die Bedürftigkeit nicht vorlag. 
Mit der beabsichtigten Planung in Verbindung mit schon erfolgten Planungen, werden die Schutz-
würdigkeit des Gebiets erheblich beeinträchtigt und die Schutzbedürftigkeit des Gebiets ausgelöst, 
was die Notwendigkeit einer Schutzgebietsausweisung auslösen kann. 
Zwar gibt es eine PV-Potenzialanalyse, diese geht allerdings nicht auf die ermittelten Potenzialflä-
chen ein, dementsprechend werden diese auch nicht abgewogen, bzw. vorsortiert. 
Auch deshalb fehlt es der Planung an einer Alternativenprüfung, die den weichen Faktor „Voraus-
setzungen für eine Unterschutzstellung als Landschaftsschutzgebiet“ insgesamt berücksichtigt und 
vor dem Hintergrund der kumulierenden Wirkung der PV-Flächen im räumlich funktionalen Zusam-
menhang im Rahmen der Bauleitplanung entsprechend gewichtet. Die unzureichende Abwägung 
führt zu einem Abwägungsfehler als „Ewigkeitsmangel“ und führt zur verdichtenden Notwendigkeit 
für eine Schutzgebietsausweisung.  
Die beabsichtigte F-Plan-Änderung widerspricht nach derzeitigem Erkenntnisstand somit den Pla-
nungen des Naturschutzes, deren Belang „Schutz von Landschaftsgebieten“ unter kumulativer Be-
rücksichtigung schon erfolgter Planungen den städtebaulichen Belangen überwiegt.  
Mir ist nicht bekannt, dass die Oberste Naturschutzbehörde, als Plangeber des Landschaftsrah-
menplans eine Anpassung des naturschutzrechtlichen Fachplans an den F-Plan vorsieht oder vor-
gesehen hat, weshalb ein Widerspruch nach § 7 BauGB vorgetragen wird. 
Von der Planung sollte daher abgesehen werden, um eine einstweilige Sicherstellung als LSG zu 
vermeiden. 
 
Naturpark 
Die Planung befindet sich im Naturpark Holsteinische Schweiz und grenzt zudem direkt an das 
Landschaftsschutzgebiet „Bungsberg mit Vorland“ an. Bei Naturparken handelt es 
sich um Gebiete, die insbesondere 
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- sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung besonders eignen und in 
denen ein nachhaltiger Tourismus angestrebt wird, 
- nach den Erfordernissen der Raumordnung für Erholung vorgesehen sind, 
- der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige Nutzung geprägten 
Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen und in denen zu diesem Zweck eine 
dauerhaft umweltgerechte Landnutzung angestrebt wird (§ 27 BNatSchG). Der Aussage in der Be-
gründung, dass die Auswirkungen auf den Naturpark durch die Planung als nicht erheblich ange-
sehen wird, wird in der Pauschalität nicht gefolgt. Es befinden sich eine Reihe von Solarparks im 
Naturpark Holsteinische Schweiz in Planung, sodass eine reine Einzelfallbetrachtung für das je-
weilige Projekt unzureichend ist und aufgrund von Kumulations- und Summationseffekten kann die 
Flächeninanspruchnahme durch Solarparks im Naturpark auch nicht als gering eingestuft werden. 
Dabei sind die Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichtigen. 
 
Gesetzlich geschützte Biotope 
In Teilbereich 2 fehlt in der östlichen Ecke der Planzeichnung an der Landesstraße eine Eingrü-
nung. Im Süden von Teilbereich 2 fehlt oberhalb des geplanten Wildkorridors in der Planzeichnung 
die Symbolik für den vorhandenen Knick. Dies ist zum nächsten Verfahrensschritt zu prüfen und 
nachzutragen. Ich verweise darauf, dass auch kleine Lücken in unvollständigen Knicks oder Ge-
hölzreihen, wie in Teilbereich 1 und 2 entlang der Landestraße, nachzupflanzen sind, um die Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild zu minimieren. 
Die Symbolik für vorhandene und neu anzupflanzende Gehölzstrukturen ist schwer voneinander 
zu unterscheiden. Zum nächsten Verfahrensschritt ist dies anzupassen. 
 

Auf S. 16 der Begründung fehlt die Nennung des Kleingewässers als gesetzlich geschütztes Bio-
top. Das ist nachzutragen. 
Eine Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 BNatSchG und § 21 LNatSchG) ist 
auszuschließen (§ 30 Abs. 2 BNatSchG), weshalb eine mögliche Verschattung des Kleingewäs-
sers im Teilbereich 1 durch die Solarmodule vermieden werden muss. Daher ist zum nächsten 
Verfahrensschritt darzulegen, dass eine Beschattung der geschützten Biotope durch die Module 
nicht erfolgt. 
Die Vermaßung der Schutzstreifenbreite um die Knicks und Kleingewässer fehlt in der Planzeich-
nung ebenso textlich. Dies ist nachzutragen. 
Bei den Knickschutzstreifen ist festzusetzen, dass Aufschüttungen und Abgrabungen unzulässig 
sind und die Lagerung von Materialien jeglicher Art dort verboten ist.  
 

Allgemeiner Hinweis: Geplante Kabelverlegungen haben außerhalb geschützter Biotope zu erfol-
gen. 
 
Artenschutz 
Der Artenschutzfachbeitrag wurde mit eingereicht. Es fehlt eine Betrachtung möglicher Auswirkun-
gen durch weitere geplante PV-Flächen im räumlichen Umfeld (hier B-Plan Nr. 29 Schönwalde). 
Dies ist zum nächsten Verfahrensschritt nachzutragen. 
Im Kapitel 5.1 sind artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen aufgeführt (siehe Umweltbe-
richt Kapitel 7.2.4), im Kapitel 5.2 ist eine artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme dargelegt. 
Die Maßnahmen zum Artenschutz sind rechtlich und nachweislich sicher zu regeln. Die in der Be-
gründung beschriebene Umweltbaubegleitung ist ebenfalls rechtlich sicher zu regeln. 
 

Auf Grundlage der Brutvogelkartierung besteht ein Ausgleichsbedarf von vier Feldlerchenbrutpaa-
ren. Die im ASB und dem Umweltbericht beschriebene Maßnahme zur Ausgestaltung des Solar-
parks, um die Schädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der kartierten Feldlerchenbrut-
paare zu vermeiden, wird nicht gefolgt. Eine Annahme der Solarparks durch Feldlerchen in Schles-
wig-Holstein ist derzeit noch nicht abschließend und damit rechtssicher dokumentiert.  
Der artenschutzrechtliche Ausgleich hat extern zu erfolgen oder innerhalb des Solarparks als zu-
sammenhängende Fläche, die frei von Solarmodulen ist und entsprechend in der Planzeichnung 
dargestellt ist.  
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Die Größe der artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche beträgt 1,5 ha Nettofläche/Brutpaar bei 
Ackerbrache oder 3 ha/Brutpaar für Mesophiles Grünland.  
 

Es muss gutachterlich nachgewiesen werden, dass die potenziellen Ausweichflächen für die Feld-
lerche geeignet sind und auf den Flächen noch ausreichend Platz für neue Reviere vorhanden ist. 
Falls dies noch nicht geprüft wurde, kann für Ausweichflächen stattdessen auch ein durchschnittli-
cher Vorbesatz an Brutpaaren (BP) für artenschutzrechtliche Ausgleichsflächen angenommen wer-
den: 
 
• Landschaftstyp I gehölzreiche Agrarlandschaft (z.B. kleinstrukturierte Agrarlandschaft 
mit dichtem Knicknetz, Wäldern usw.; historische Knicklandschaften gem. neuem LRP und 
strukturreiche Kulturlandschaft gem. altem LRP) = 0,3 BP/10 ha (zusätzlicher Flächenbedarf: 
0,0675 ha für 1,5 ha Ackerbrache) 
 

• Landschaftstyp II mäßig gehölzreiche Agrarlandschaft (z.B. Agrarlandschaft mit 
mittelgroßen Schlägen, die durch landschaftstypische Elemente und ein mäßig dichtes Knicknetz, 
kleiner Gehölze und Wälder untergliedert sind) = 0,6 BP/10 ha (zusätzlicher Flächenbedarf: 0,135 
ha für 1,5 ha Ackerbrache) 
 

• Landschaftstyp III gehölzarme Agrarlandschaft (z.B. z.B. Gutslandschaften oder 
Agrarlandschaften mit großen Schlägen mit kleinteiligen Strukturelementen wie Knicks, 
Hecken, Feldgehölzen, Wäldern; Niederungsbereiche) = 1 BP/10 ha (zusätzlicher Flächenbedarf: 
0,225 ha für 1,5 ha Ackerbrache). 
 

In der Klammer steht der zusätzlich benötigte Flächenbedarf für Feldlerchen- Ausgleichsflächen 
aufgrund des durchschnittlichen, angenommenen Vorbesatzes in den verschiedenen Landschafts-
typen. Die Werte beziehen sich auf ein auszugleichendes Brutpaar. In der Begründung muss der 
angenommene Landschaftstyp angeben und begründet werden, damit dies nachzuvollziehen ist. 
Die Betrachtung des Landschaftstyps sollte nicht zu kleinräumig erfolgen. 
 

Die Pflege der Ausgleichsflächen ist zu beschreiben.  
Aufgrund des Meideverhaltens von Feldlerchen zu störenden Strukturen müssen bei Ausgleichs-
flächen Abstände von Kulissen (z.B. Knick, Wald, Straßen) von mind. 50 m eingehalten werden. 
Zum nächsten Verfahrensschritt ist, unter Angabe der Gemarkung, Flur und Flurstück mit entspre-
chender Planzeichnung sowie Vermaßung zu störenden Strukturen und der Nettoflächengröße, 
eine entsprechende graphische Darstellung der Begründung beizulegen.   
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen und Vermei-
dungsmaßnahmen verbindliche Voraussetzungen für die Beurteilung der Verbotstatbestände sind 
und deren Wirksamkeit ist die Grundlage für die Zulässigkeit eines Bauleitplans bzw. eines Vorha-
bens. Das Artenschutzrecht als Spezialvorschrift und daraus resultierende Maßnahmen unterlie-
gen nicht der bauleitplanerischen Abwägung, sondern sind zwingend zu berücksichtigen, auch 
wenn erst bei der tatsächlichen Handlung ggf. Verbotstatbestände eintreten würden. 
U.a. bei der Feldlerche ist zu beachten, dass bei einem dauerhaften Lebensraumverlust ohne ar-
tenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen die Planung erhebliche Mängel aufweisen würde und 
ein Vollzug der Planung ohne eine artenschutzrechtliche Ausnahme bzw. Befreiung nicht möglich 
wäre.  
 

Nach den vorliegenden Unterlagen ist der artenschutzrechtliche Ausgleich derzeit nicht gesichert 
und Tatverbotsbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG können damit nicht ausgeschlossen werden. 
 

Die Aussagen im ASB zu Fledermäusen sind widersprüchlich (S. 36). Die Gutachter gehen von 
der Vermeidung vom Tötungstatbestand aus, weil keine Gehölze entfernt werden sollen, schließen 
aber andererseits die Schädigung aber nicht aus, falls Gehölze entfernt werden sollten. Falls es 
doch zur Entfernung von Gehölzen mit Quartierpotential kommen sollte, muss die Tötung ebenfalls 
ausgeschlossen werden. Im nächsten Verfahrensschritt sind Angaben zu Vermeidungsmaßnah-
men zu machen (durch Bauzeitenregelung, Baumkontrolle und ÖBB).  
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Gleiches gilt für die Haselmaus. Falls Eingriffe in Gehölze nicht auszuschließen sind, und damit 
eine potenzielle Betroffenheit der Haselmaus nicht auszuschließen sind, ist das Eintreten der Ver-
botstatbestände nach § 44 I BNatSchG durch die Auswirkungen des geplanten Vorhabens zu prü-
fen und Angaben zu den Vermeidungsmaßnahmen zu machen. Dies ist zum nächsten Verfahrens-
schritt nachzutragen. 
 

Gemäß textlichen Festsetzungen ist eine Beleuchtung des Solarparks nicht zulässig. Dies ist zu 
begrüßen. Im ASB wird das Vorgehen beschrieben, falls eine Beleuchtung doch zum Einsatz kom-
men sollte (S. 43). Der Absatz ist um den Satz „Eine Beleuchtung mit Beleuchtungskonzept ist der 
UNB anzuzeigen und vorab vorzulegen“ zum nächsten Verfahrensschritt zu ergänzen.  
 

Im ASB bei den Bauzeitenregelungen der Amphibien fehlt ein Satz, dass Abweichung von der 
Bauzeitenregelung vorab mit der UNB abzustimmen sind (S. 44). Das ist zum nächsten Verfah-
rensschritt zu ergänzen. Des Weiteren ist der Satz, dass die Funktionalität des Amphibienschutz-
zaunes im Rahmen der Umweltbaubegleitung regelmäßig sichergestellt werden muss, um „und 
dokumentiert“ werden zu ergänzen (S. 46). Die aufgeführten Änderungen sind ebenfalls in dem 
Umweltbericht zum nächsten Verfahrensschritt anzupassen.  
 

Der Satz, dass im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführte Prüfungen zur artenschutzrechtli-
chen Verträglichkeit der Planung nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzuwenden-
den artenschutzrechtlichen Bestimmungen entbinden (S. 12), ist als Hinweis aufzunehmen.  
 
Wildkorridor 
Es wird geschrieben, dass es durch den Solarpark zu einem Lebensraumentzug für Mittel- und 
Großsäuger kommt. Genauere Angaben und Schlussfolgerungen daraus fehlen in der Begrün-
dung. Der B-Plan Nr. 29, der sich direkt angrenzend befindet wurde nicht berücksichtigt. Dabei 
kommt es zu einer zusätzlichen Überplanung von ca. 27 ha. Die Funktionsfähigkeit des geplanten 
und in der Planzeichnung dargestellten Wildkorridor wird an der Stelle in Frage gestellt. Der Wild-
korridor muss eine stärkere Vernetzungswirkung haben, da die Planung zum einen direkt angren-
zend an das Biotopverbundsystem ist. Zum anderen muss der Lebensraumentzug durch die an-
grenzende Planung B-Plan Nr. 29 berücksichtigt werden. In der längsten Ausdehnung erreichen 
die B-Pläne 29 und 32 bei Gesamtbetrachtung auf beiden Seiten der Landesstraße mehr als 1.000 
m Ausdehnung. Die Planungen können in Ihren Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht un-
abhängig voneinander betrachtet werden. Ein funktionsfähiger Wildkorridor wird daher als notwen-
dig erachtet. Der Korridor ist so anzupassen, dass seine Funktionsfähigkeit zur stärkeren Vernet-
zung von Lebensräumen und der Minimierung der Habitatfragmentierung gegeben ist. Gleichzeitig 
sind mögliche Fallenwirkungen zu berücksichtigen. Die Lage des Wildkorridors ist mit der zuständi-
gen Kreisjägerschaft abzusprechen. Die Planung zum Wildkorridor ist zum nächsten Verfahrens-
schritt anzupassen.  
 
Bestandserfassung/Bilanzierung/Kompensation 
Auf S. 39 heißt es, dass Kumulierungseffekte mit anderen Plangebieten ausgeschlossen werden. 
Der Aussage kann nicht gefolgt werden, da aus der Begründung keine Betrachtung mit anderen 
Plangebieten hervorgeht, die diese Schlussfolgerung zulassen würde. Der B-Plan Nr. 29 (27 ha) 
ist direkt angrenzend an das Plangebiet. Dies wurde nicht berücksichtigt.  
 Es erfolgte bisher somit keine Gesamtbetrachtung der geplanten Solarflächen auf das Gemeinde-
gebiet (sowie möglicherweise Planungen von angrenzenden Nachbargemeinden) mit den 
möglichen Summations- und Kumulationswirkungen auf die Natur und Landschaft, einschließlich 
des Landschaftsbildes. Dies ist zum nächsten Verfahrensschritt nachzuholen (siehe auch Hinweis 
Wildkorridor). 
 

Teilbereich 2 grenzt an eine artenschutzrechtliche Ausgleichsfläche für die Feldlerche im Rahmen 
des B-Plans Nr. 29 an. Dies wird aus naturschutzfachlicher Sicht als kritisch betrachtet. Es ist zum 
nächsten Verfahrensschritt gutachterlich nachzuweisen, dass die Funktionsfähigkeit der Aus-
gleichsfläche durch die Planungen des Teilbereichs 2 mit Solarmodulen erhalten bleibt, bzw. nicht 
beeinträchtigt wird. Eine abschließende Beurteilung des Sachverhalts ist daher zum jetzigen Zeit-
punkt nicht möglich. 
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Alle Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind festzusetzen oder mindestens als Hinweise 
aufzunehmen. Es ist nur festgesetzt, dass flächige Befestigungen wassergebunden zu gestalten 
sind und eine Beleuchtung des Solarparks unzulässig ist. Ebenso ist der Satz zur chemischen Un-
krautbekämpfung und dem Verzicht auf Düngung (S. 58) aufzunehmen. Sie sind rechtlich sicher 
zu regeln. Ebenfalls ist keine Festsetzung zu dem Verlegen der Leitungen außerhalb geschützter 
Biotope aufgenommen. 
Bei Bauarbeiten im Bereich von Bäumen und Gehölzen ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten. Dies ist als Hin-
weis unterhalb der textlichen Festsetzungen aufzunehmen. 
 

Die Flächen, die für die Kompensation genutzt werden sollen, sind entsprechend als solche (Maß-
nahmenflächen) in der Planzeichnung zu kennzeichnen (siehe PlanZV). In der textlichen Festset-
zung zu diesen Flächen sind die entsprechenden Entwicklungs-, Nutzungsmöglichkeiten und Pfle-
gemaßnahmen aufzunehmen. 
 

Die Vorgaben zur Gras- und Krautflur (S. 59 ff.) sind - soweit möglich - festzusetzen.  
Insgesamt sind die Ausgleichsmaßnahmen sowie deren Vorgaben verbindlich und sicher zu re-
geln. Dies sollte mittels einer entsprechenden Festsetzung erfolgen. Das gilt ebenso für die Pflanz-
anleitung und die Vorgabe ausschließlich gebietseigene Gehölze aus dem VkG 1 zu verwenden 
und für die Ansaat mit regionalem Wildpflanzen-Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 3 „Nordostdeut-
sches Tiefland“, das zertifiziert nach Regiozert oder VWW ist. Ein entsprechender Nachweis ist der 
UNB bei Umsetzung vorzulegen. Dies ist zum nächsten Verfahrensschritt nachzutragen.  
 

Zäune ohne Abstand zum Boden mit einer alternativen Querungshilfe (Rohre) sind unzulässig. Um 
die Zerschneidungswirkung von Solarparks zu minimieren sind Zäune mit einem Bodenabstand zu 
versehen. Ich verweise hiermit auf den Solar-Erlass (2024). Die textliche Festsetzung unter Punkt 
1 Nr. 7 (Art der Baulichen Nutzung) ist damit zum nächsten Verfahrensschritt entsprechend zu än-
dern.  
 

Es fehlen Angaben zu der Entwicklung der Eingrünung. Wenn diese als Ausgleich mit einem höhe-
ren Faktor angerechnet werden soll, ist sie naturnah und freiwachsend zu entwickeln. Zudem sind 
gebietsheimische, standortegerechte Gehölze zu verwenden. Die Festsetzung zur Maßnahme ist 
entsprechend zu formulieren. Es fehlen außerdem Aussagen zur Pflege. 
 

In den textlichen Festsetzungen 1. Art der baulichen Nutzung sind die zulässigen Anlagen und 4. 
und 5. genauer zu definieren. Bei 4. Bedarf es einer vollständigen Auflistung notwendiger Neben-
anlagen. Handelt es sich bei Nr. 5 um Batteriespeicher, sind deren Auswirkungen auf Natur (inkl. 
Fauna) und Landschaft zu beschreiben. Außerdem ist der Standort in der Planzeichnung zu defi-
nieren. Ich verweise darauf, dass es bei Anlagen wie Batteriespeichern zu einer Vollversiegelung 
der Fläche kommt, die entsprechen zu bilanzieren ist und nicht mit einem reduzierten Faktor be-
rechnet werden kann. Dies ist zum nächsten Verfahrensschritt anzupassen. 
 

Das Maß der baulichen Nutzung mit max. 3,60 m sowie 4,0 m für Wechselrichtergebäude über 
Gelände erscheint vor dem Hinblick des vorhandenen Reliefs und den damit verbundenen Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild und der Bedeutung des Gebiets als Erholungsraum als sehr hoch. 
Das Maß der baulichen Nutzung sollte überprüft und an die örtlichen Gegebenheiten angepasst 
werden. 
 

Die Ausgleichsberechnung ist nicht ganz nachvollziehbar. Es ist festgesetzt, wieviel Fläche pro SO 
mit Photovoltaikanlagen max. überstellt werden darf. Es ist jedoch nicht ersichtlich, ob hier auch 
die entsprechenden Zuwegungen und Nebenanlagen inbegriffen sind. Dieser Sachverhalt ist zu 
konkretisieren und die Fläche ist ggf. nachzubilanzieren. 
Des Weiteren ist die Gesamt-SO-Fläche in die gesetzlich vorgeschrieben Eingriffsregelung 
einzubeziehen und nicht nur die überstellte Fläche im SO-Gebiet. Zum nächsten 
Verfahrensschritt ist eine Nachbilanzierung notwendig. Zusätzlich zur Gesamt-SO-Fläche ist, ge-
mäß Solar-Erlass, die bebaute Fläche außerhalb der 
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Umzäunung bei der Kompensationsermittlung zu bilanzieren. Dazu fehlen Angaben. Das ist zum 
nächsten Verfahrensschritt nachzutragen. 
 

Die Umzäunung ist in der Planzeichnung darzustellen. Das ist zum nächsten Verfahrensschritt zu 
ändern. 
 

Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Planbegründung lediglich der Erläuterung des Be-
bauungsplans dient; sie kann zwar Auslegungshilfe für den Plan sein, ist jedoch selbst kein Plan-
bestandteil (BVerwG, Urteil vom 18. 9. 2003 - 4 CN 3/02). Somit müssen zumindest alle Auflagen 
und Festsetzungen auf dem Plan selbst erfolgen. 

 
Bauordnung 
Es ist zu prüfen, ob hier ein Blendgutachten auf Grundlage der Leitlinie zum Schutz von Anwohner 
und Verkehrsteilnehmer (Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz -LA-) erforderlich ist. 
 

Brandschutz  
Die überbaubaren Flächen müssen durch Feuerwehrfahrzeuge erreichbar sein. 
 

Brandabschnitte und Flächen für die Feuerwehr (Zufahrten und Bewegungsflächen) können die 
überbaubaren Flächen einschränken. 
 

Die Begründung des B-Planes ist um die Angabe der Löschwasserversorgung zu ergänzen, erfor-
derlich sind hier mindestens 48 m³ Löschwasser pro Stunde für zwei Stunden im Umkreis von 300 
m. 
 

Auf das „Merkblatt zur Ausführung von freistehenden Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) des Krei-
ses Ostholstein wird hingewiesen. 

 
Merkblatt zur Ausführung von freistehenden Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen): 
 
„Auch in Schleswig-Holstein wird durch die Bauleitplanung der Gemeinden zunehmend Baurecht für 
großflächige PV-Anlagen geschaffen. 
 

Die Anlagen werden in der Regel abseits von sonstiger Bebauung errichtet und sind gegen 
unbefugtes Betreten gesichert. Auch wenn es sich bei den PV-Modulen- und Unterkonstruktionen 
vorwiegend um nichtbrennbare Baustoffe handelt, so stellen insbesondere Leitungen und 
Transformatoren eine gewisse Brandlast dar, darüber hinaus ist zu beachten, dass nach 
Inbetriebnahme der Anlage stets Spannung anliegt und die Module selbst nicht stromlos geschaltet 
werden können. 
 

PV-Anlagen stellen bauordnungsrechtlich keine Sonderbauten dar. Die Durchführung eines 
Genehmigungsfreistellungsverfahrens bzw. eines vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens ist 
daher bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen möglich.  
 

PV-Anlagen unterliegen auch dann den materiellen Regelungen der LBO, wenn eine Prüfung der 
Vereinbarkeit des Bauvorhabens mit den Vorschriften der LBO im jeweiligen bauaufsichtlichen 
Zulassungsverfahren (z. B. §§, 68, 69 LBO) nicht erfolgt. Insbesondere sind vom Bauherrn die 
Schutzziele des § 15 LBO (Brandschutz) zu beachten. Bei PV-Anlagen geht es vorwiegend um 
Schutz vor Brandausbreitung und wirksame Löschmaßnahmen der Feuerwehr.  
 

Die überbaubaren Flächen müssen durch Feuerwehrfahrzeuge erreichbar sein. 
Durch die Bildung von Brandabschnitten sowie Feuerwehrzufahrten und Bewegungsflächen gem. 
DIN 14090 werden die gem. Bebauungsplan überbaubaren Flächen insoweit eingeschränkt. 
 

Ein weiterer Schutz vor einer möglichen Brandausbreitung ist gewährleistet, wenn Bewuchs 
unterhalb der PV-Module möglichst kurzgehalten wird. 
 

Eine allpolige Abschalteinrichtung vor den Wechselrichtern ist vorzusehen und für die Feuerwehr zu 
beschildern. 
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Die Löschwasserversorgung ist sicherzustellen. Erforderlich ist eine Mindestkapazität von 
48 m³ Löschwasser pro Stunde für zwei Stunden im Umkreis von 300 m. 
 

Im Übrigen sind die einschlägigen elektrotechnischen Vorschriften und eine Bauausführung durch 
sachkundige Firmen zu beachten. 
 

Vor Inbetriebnahme sollte der Gemeindewehrführung Gelegenheit zur Objektbegehung gegeben 
werden.“ 

 
Straßenverkehr 
Gegen die Planungen bestehen aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht grundsätzlich keine Be-
denken. 

Kreisjägerschaft 
Die Belange wurden von der Unteren Naturschutzbehörde mit aufgeführt. 

 
 
 

Allgemeines 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass je eine Durchschrift dieses Schreibens an das Ministe-

rium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Abteilung Landesplanung und ländliche 
Räume sowie an die Abteilung Bauen und Wohnen (Städtebau und Ortsplanung, Städte-
baurecht) gelangt. 

2. Um Übersendung des Abwägungsergebnisses wird gebeten, wenn möglich per E-Mail an 
bauleitplanung@kreis-oh.de. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
 
Diese Stel lungnahme ist  maschinel l  ers tel l t  und deshalb ohne Unterschri f t  gül t ig.  
Di e  Da t e i  k a nn  i m  „ p d f -  F orm a t “  a l s  B e l e g ex em p l a r  a us g ed r uc k t  w e r de n .  

 
Mitteilung per E-Mail an: 
 
Landesplanung@im.landsh.de 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
des Landes Schleswig-Holstein 
Abteilung IV 6 / Landesplanung und ländliche Räume 
Regionalentwicklung und Regionalplanung 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
Bauleitplanung@im.landsh.de 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
des Landes Schleswig-Holstein 
Abteilung IV 5 / Bauen und Wohnen 
Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 
Düsternbrooker Weg 92 
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24105 Kiel 
 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 
Im Auftrag 

 
 
 
 

 

 
 
 




